
 

 

Stellungnahme zur Konsultation der Festlegung RAMEN 

 

Mit dem Gesetz zur Anpassung des Energiewirtschaftsrechts an unionsrechtliche Vorgaben und zur 
Änderung weiterer energierechtlicher Vorschriften vom 22.12.2023 (BGBl. I Nr. 405) weist der 
Gesetzgeber der Bundesnetzagentur (BNetzA) eine zentrale und verantwortungsvolle Rolle bei der 
Neujustierung des nationalen Regulierungsrahmens zu. Dies gilt umso mehr, als dieser neue 
Regulierungsrahmen einen wesentlichen Beitrag für einen beschleunigten Ausbau der Verteilernetze in 
Deutschland und damit letztlich auch das Gelingen der Energiewende wird leisten müssen.  

Insoweit begrüßen wir den Austausch mit der BNetzA in Form der letztjährig durchgeführten 
Expertenaustausche und die damit einhergehende Beteiligungsmöglichkeit auch im Rahmen von 
Vorkonsultationen. Allerdings ist bisher nicht erkennbar, inwiefern die aktuellen Vorschläge für eine 
Anpassung des Regulierungsregimes einen deutlichen Ausbau der Verteilernetze, der insbesondere 
aufgrund der Energie-, Wärme- und Verkehrswende dringend notwendig ist, ermöglichen sollen. Die 
bisher dargelegten Ansätze führen in ihrer Gesamtschau zu einer weiteren deutlichen 
Schlechterstellung im Vergleich zum bisherigen Regulierungsregime. Es bleibt abzuwarten, wie weitere 
Details ausgeprägt sein werden, allerdings erscheint eher das Ziel der Netzkostensenkung vorrangig zu 
sein als die Befähigung der Netzbetreiber die Digitalisierung und den Ausbau des Netzes zu 
gewährleisten. 

Nicht nur für Zwecke einer sachgerechten Erörterung der beabsichtigen Festlegungsinhalte innerhalb 
der Konsultationsphase, vor allem aber auch mit Blick auf die von der BNetzA skizzierte, künftige 
Festlegungssystematik bestehend aus Rahmen-, Methoden- und Einzelfestlegungen ist es erforderlich, 
dass die wesentlichen, essentiellen Stellschrauben und Vorgaben des künftigen Regulierungsrahmens 
in der grundlegenden RAMEN-Festlegung selbst normiert und nicht ausgelagert und auf einen späteren 
Zeitpunkt verschoben werden.  

Mit einem möglichst vollständigen, weitestgehend in sich abgeschlossenen Regelwerk einer künftigen 
RAMEN-Festlegung sollte auch das Ziel verbunden sein, einen ansonsten unübersichtlichen Strauß von 
Festlegungen und konkretisierenden Unter-Festlegungen zu vermeiden. 

An dieser Stelle möchten wir auf Stellungnahmen der Verbände verweisen und möchten nachfolgend 
nur auf einige wesentliche Aspekte eingehen: 

 

• Wie mit einer Verkürzung der Regulierungsperiode der administrative Aufwand reduziert und 
die Prozesse beschleunigt werden können, ohne dabei zu sehr in eine Standardisierung von 
Kostenbetrachtungen fallen zu müssen, welche das oben genannte Ziel der Befähigung der 
Netzbetreiber bis zum Hausanschluss steuerbare sichere Netze aufzubauen, zu digitalisieren 
und die EE-Prozesse umzusetzen, konterkarieren, ist nicht ersichtlich. Im Gegenteil, die 
bisherigen Ansätze der BNetzA für die neue Regulierungsformel führen zu deutlichen 
Kostenkürzungen bei den Netzbetreibern. Die Wichtigkeit funktionierender steuerbarer, 
digitaler, zukunftssicherer Stromnetze wird in diesem Zusammenhang nicht ausreichend genug 
gewürdigt. 
 

• Eine Verkürzung der Regulierungsperiode löst das Problem des Zeitverzugs nicht. 
Netzbetreiber haben aktuell deutliche Steigerungen der operativen Kosten zu verzeichnen, 
welche sich insbesondere durch die immens gestiegenen Anforderungen ergeben. So ist bspw. 
die Umsetzung einer Vervielfachung von PV-Anlagen keine Trivialität, sondern fordert 



Mitarbeiter, Systeme, Prozesse und auch unsere Letztverbraucher durch die notwendigen zu 
erbringenden Angaben und Nachweise erheblich. 
 

• Einen OPEX-Anpassungsmechanismus unterstützen wir daher nachdrücklich. Dies allerdings 
zwingend ohne die Berücksichtigung rückläufiger Parameter. So würde beispielsweise die 
Berücksichtigung rückläufiger Jahreshöchstlasten durch einen erhöhten Eigenverbrauch 
induziert durch eine höhere Anzahl von PV-Anlagen im Netz eines Flächennetzbetreibers dazu 
führen, dass dieser im Extremfall, obwohl er maßgeblich die Prozesse der Energiewende, die 
an Prozesstreibern massiv zugenommen haben, umsetzt und dadurch deutliche 
Kostensteigerungen aufweist, ggfs. sogar mit einem OPEX-Abschlag umgehen müsste. Ein 
solcher Effekt würde sich zusätzlich zu den anderen von der BNetzA angedachten negativ 
wirkenden Anpassungen additiv negativ auswirken. 
 

• Beim Abzug der um den GSP bereinigten, inflationierten volatilen Kosten des Basisjahres wurde 
der Faktor (1-Xind,t) unzutreffender Weise nicht berücksichtigt. Dies ist zu korrigieren. 
 

• Der Wegfall von zwei Jahren Indexierung durch den nur mit Zeitversatz angewendeten VPI ist, 
um die VPI-Entwicklung zumindest über längere Sicht korrekt abzubilden, nachträglich über das 
Regulierungskonto zu kompensieren. 
 

• Eine Berücksichtigung von fingierten Erlösen, welche zu einer Minderung der Netzkosten und 
damit niedrigeren Netzentgelten führen, ist aus unserer Sicht nicht sachgerecht. Erlöse, welche 
im Basisjahr bei den Netzbetreibern nicht existent sind, sollten nicht künstlich hineingerechnet 
werden dürfen. Mit welcher Begründung? Gleichzeitig werden auch nicht die Kosten eines 
Netzbetreibers erhöht, weil andere Netzbetreiber höhere Kosten haben. Im Gegenteil, die 
derzeitigen Vorstellungen der BNetzA führen auch auf der Kostenseite zu deutlichen 
Einschneidungen. 
 

• Die Kosten des Differenzbilanzkreises gleichen sich entgegen der Annahme der BNetzA im, 
auch im Zuge der Mabis-Hub-Konsultation angestrebten, synthetischen Verfahren keinesfalls 
über die Jahre aus. Vielmehr ist es so, dass die höhere Anzahl von Prosumern in ihrem 
Lastverhalten deutlich schwieriger zu prognostizieren sind und zu höheren 
Mengenabweichungen im Differenzbilanzkreis führen. Sofern diese zusätzlich noch in 
preisintensive Zeitfenster am Markt fallen, führt dies zu deutlichen Aufwendungen, die durch 
keine gegenläufigen Erlöse aufgefangen werden. Die Aufwendungen sind aus unserer Sicht 
zwingend in der Kostenbasis der Netzbetreiber anzuerkennen und sofern zukünftig sogar die 
ÜNBs darauf Einfluss nehmen sollten, als KAneu einzustufen. 
 

• Kosten für die Schwarzstartfähigkeit des Verteilernetzes sollten ebenfalls als KAneu eingestuft 
werden. Hierzu zählen u. a. Aufwendungen, die im Zusammenhang mit der Einführung des 450- 
MHz-Funknetzes stehen und Relevanz für das Verteilernetz haben. Es handelt sich hierbei um 
eine hochverfügbare, schwarzfallfeste Kommunikationsstruktur (72h), welche auch beim Ausfall 
öffentlicher Telekommunikationsnetze intakt bleibt und eine kontinuierliche Steuerung und 
Überwachung der Netze, die Kommunikation mit Erzeugungs- und Verbrauchsanlagen, 
Umspannwerken, Trafostationen und die Betriebskommunikation gewährleistet. Eine 
schwarzfallfeste Kommunikation ist ein wesentlicher Pfeiler eines resilienten Stromnetzes. 
Damit etwaige Anforderungen aus den Effizienzvergleichen diesen zwingend notwendigen 
Ausbau nicht hemmen, sollten diese Aufwendungen als KAneu Berücksichtigung finden und 
damit nicht fiktiven Effizienzanforderungen in der Ausbau- und Aufbauphase unterliegen. 
 

• Bei der Behandlung der Aufwendungen für Redispatch ist beabsichtigt, die bisherige 
Verfahrensweise über den Ansatz von Plankosten mit anschließendem IST-Vergleich ebenfalls 
fortzuführen. Die hiermit ermöglichte Anpassung der Mengen und auch der entsprechenden 
Kosten ist zu begrüßen. Kritisch wird dagegen die vollständige Einbeziehung der 
entsprechenden Aufwendungen in den Effizienzvergleich gesehen. Mit der Aufgabe des 
politischen Ziels der Synchronisierung von EE-Ausbau und Netzausbau sowie den stetigen 
politischen Änderungen der Ausbauziele und der Ausbaudynamik war es für Netzbetreiber 



schlichtweg in der Vergangenheit nicht möglich, den aus heutiger Sicht notwendigen Netzaus- 
und Umbau vorzunehmen. Redispatchkosten sind grundsätzlich Kosten, die heute anfallen, weil 
die Notwendigkeit für einen derartigen Netzausbau in der Vergangenheit nicht bestand und 
somit weder volkswirtschaftlich sinnvoll noch betriebsnotwendig oder effizient gewesen wären. 
Aus diesem Grund beinhalten Redispatchkosten keinen ineffizienten Anteil, der abzubauen 
wäre. Netzbetreiber sind ohnehin zum sofortigen Netzausbau verpflichtet. Verzögerungen 
ergeben sich aufgrund von exogenen Anforderungen, bspw. Genehmigungen, Lieferfristen, die 
die Netzbetreiber nicht zu verantworten haben. Weiterhin hat der Netzbetreiber keinen Einfluss 
auf die „Redispatchpreise“, die in Redispatch-notwendigen Momenten am Markt bestehen. Dies 
kann u.a. auch vorkommen, wenn der notwendige Netzausbau erfolgt ist, jedoch unerwartet ein 
Betriebsmittel ausfällt und die Anlagen im Netz durch Umschaltung in einen anderen 
Netzbereich dort zu notwendigen Redispatch-Maßnahmen führen. Auch der Aspekt der 
„Redispatch-Preise“, denen der Netzbetreiber ausgeliefert ist, spricht deutlich für eine 
Einstufung als KAneu. Noch deutlich kritischer ist die Nichtanerkennung als KAneu bei 
Redispatchkosten zu bewerten, die aufgrund von Schaltmaßnahmen im eigenen Netz 
entstehen, welche aber ursprünglich indirekt durch das vorgelagerte Netz induziert sind. 
     

• Eine standardisiert eingesetzte Mittelwertbildung ist im Rahmen einer sachgerechten 
Kostenprüfung aus unserer Sicht nicht angezeigt. Insbesondere um die in den letzten Jahren 
gestiegenen Anforderungen auch in der Kostenbasis abzubilden, ist ein solches Vorgehen nicht 
sachgerecht und würde unserem Verständnis nach auch nicht den gesetzten Prämissen für das 
neue Regulierungsregime entsprechen. 
 

• Bei Anwendung des Effizienzwertes auf die CAPEX müssten die Netzbetreiber die notwendigen 
Kostenreduzierungen doppelt aus den operativen Kosten „herausschwitzen“, da dies nicht 
durch eine Rücknahme bereits getätigter sinnvoller und notwendiger Investitionen in das 
Stromnetz erfolgen kann. Netzbetreiber, die die Energie-, Wärme- und Verkehrswende und 
Netzdigitalisierung stemmen und dadurch u. a. höhere operative Kosten haben, sind daher 
einem dreifach negativen Effekt ausgesetzt, es sei denn der OPEX-Anpassungsmechanismus 
greift in ausreichendem Maße. Falls ja, verbliebe die durch die Anwendung des Effizienzwertes 
auf die CAPEX entstehende doppelte Kostenabschmelzung auf die bereits bestehenden Kosten 
des Basisjahres. Diese Effekte sind gegenläufig und nicht im Sinne der notwendigen 
Bestrebungen, welche eine zukünftige Regulierung abbilden sollten. 
 

• Die Kosten für Aus- und Weiterbildung, Lohnzusatzleistungen und Betriebskindertagesstätten 
sowie Kosten aus der Methanemissionsschutzverordnung sollten dem Katalog der Kosten, die 
nicht dem Effizienzvergleich unterliegen zugeordnet werden. Wir können keine Notwendigkeit 
für die Anpassung der bereits bestehenden gut etablierten und funktionierenden Regelung 
erkennen.  
 

Unsere Stellungnahme zur StromNEF erhalten Sie aufgrund der von der BNetzA sehr knappen Fristen 
zeitlich verzögert. 


